
DS: 5/2017 – Anlage 4 

  

S T A D T  P R E N Z L A U  
 
 

V O R H A B E N B E Z O G E N E R  B E B A U U N G S P L A N   
" S O N D E R G E B I E T  P H O T O V O L T A I K  Z U C K E R F A B R I K "  

 

 
 

 B E G R Ü N D U N G  
D E Z E M B E R  2 0 1 6  

  



 S e i t e  | 2 

Bearbeitungsstand: Dezember 2016                                                          vorhabenbezogener Bebauungsplan  
                                                                                                      „Sondergebiet Photovoltaik Zuckerfabrik“  

Begründung  
 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

1.    AUFSTELLUNGSBESCHLUSS UND PLANUNGSANLASS 3 

2. GRUNDLAGEN DER PLANUNG 4 

2.1 Rechtsgrundlagen 4 

2.2 Planungsgrundlagen 4 

3. RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 5 

4. VORGABEN AUS ÜBERGEORDNETEN PLANUNGEN 5 

5. BESCHAFFENHEIT DES PLANGEBIETES 7 

6. INHALT DES BEBAUUNGSPLANES 9 

6.1 Städtebauliches Konzept 9 

6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 10 

6.3 Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur  

 Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 12 

6.5 Örtliche Bauvorschriften 13 

6.6 Umweltprüfung 13 

6.7 Verkehrskonzept 14 

7. IMMISSIONSSCHUTZ 15 

8. WIRTSCHAFTLICHE INFRASTRUKTUR 15 

8.1 Energie-, Wasserver- und Entsorgung 15 

8.2 Gewässer 16 

8.3 Telekommunikation 16 

8.4 Abfallrecht 16 

8.5 Brandschutz 16 

9. DENKMALSCHUTZ 17 

9.1 Baudenkmale 17 

9.2 Bodendenkmale 17 

10. UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANS 18 

 
  



 S e i t e  | 3 

Bearbeitungsstand: Dezember 2016                                                          vorhabenbezogener Bebauungsplan  
                                                                                                      „Sondergebiet Photovoltaik Zuckerfabrik“  

Begründung  
 

 

1. Aufstellungsbeschluss und Planungsanlass 

Die Enerparc Solar Invest 107 GmbH hat für die wirtschaftlichen Konversi-

onsflächen der ehemaligen Zuckerfabrik westlich der Stettiner Straße die 

Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans beantragt.  

Geplant ist hier die Errichtung und der Betrieb von Energieerzeugungsan-

lagen auf der Basis solarer Strahlungsenergie einschließlich der erforderli-

chen Nebenanlagen. Für diesen Solarpark ist eine zu installierende Ge-

samtleistung von bis zu 10 MW vorgesehen.  

Der Standort selbst wird im derzeit wirksamen Flächennutzungsplan als 

Gewerbegebiet ausgewiesen. Nach der Nutzungsaufgabe und dem Teil-

rückbau der Zuckerfabrik fasste die Stadt Prenzlau am 27.09.1995 den 

Aufstellungsbeschluss über den Bebauungsplan B V „Gewerbepark Zucker-

fabrik“ mit der Zielstellung einer überwiegend gewerblichen Nachnutzung 

im Vernehmen mit der Ansiedlung von Gewerbebetrieben an diesem 

Standort. 

In den zurück liegenden 20 Jahren hat sich diese Entwicklung nicht vol l-

ständig vollzogen. Rund 12 Hektar des Zuckerfabrikgeländes wurden bis-

her nicht als gewerbliche Betriebsflächen erschlossen. 

In Anlehnung an das städtische Standortkonzept zur Förderung von 

Photovoltaikfreiflächenanlagen und zum Schutz des Orts- und Land-

schaftsbildes sowie des Naturhaushalts vor Beeinträchtigungen im Ge-

meindegebiet von Prenzlau (Drucksache: 41/2011 der Stadt Prenzlau)  

bietet die Umnutzung dieses Areals für den Ausbau und die Förderung er-

neuerbarer Energien die Möglichkeit, den Planungsraum durch den ge-

werblichen Betrieb einer großflächigen Photovoltaikanlage vor anderen 

missbräuchlichen Nutzungen zu sichern.  

Entsprechend hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Prenzlau in 

öffentlicher Sitzung am 03.03.2016 den seit 1995 ruhenden Aufstellungs-

beschluss zum Bebauungsplan B V „Gewerbepark Zuckerfabrik“ aufgeho-

ben und darüber hinaus die Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-

bauungsplans „Sondergebiet Photovoltaik Zuckerfabrik“ gemäß § 12 Ab-

satz 1 BauGB beschlossen.  

Entsprechend den gesetzlichen Anforderungen des allgemeinen Klima-

schutzes dient der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit der Schaffung 

der planungsrechtlichen Grundlagen für die Erzeugung erneuerbarer Ener-

gien der Minderung des CO2-Ausstoßes und trägt so zur Mitigation des 

globalen Klimawandels bei. Insofern sieht die Stadt Prenzlau den vorha-

benbezogenen Bebauungsplan und die im Parallelverfahren durchzufüh-

rende 6. Änderung des Flächennutzungsplans als Möglichkeit der Fort-

schreibung des o. g. städtischen Standortkonzeptes und leistet damit e i-

nen wichtigen kommunalen Beitrag zur Erreichung der klima- und energie-

politischen Zielstellungen der Bundesregierung.  
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. Sep-

tember 2004 (BGBl. I. S 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 

Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung 

vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 

o Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) i. d. F. der Bekanntma-

chung vom 20. Mai 2016 (GVBl. L Nr. 14)  

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-

schutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. l S. 2542), zuletzt 

geändert durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 2015 

(BGBl. I S. 1474) 

o Gesetz über den Naturschutz und die Landschaftspflege im Land 

Brandenburg (Brandenburgisches Naturschutzgesetz - BbgNatSchG) i. 

d. F. der Bekanntmachung vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 3]), 

zuletzt  geändert durch Artikel 2 Absatz 5 des Gesetzes vom 25. Januar 

2016 (GVBl.I/16, [Nr. 5]) 

o Hauptsatzung der Stadt Prenzlau in der aktuellen Fassung  

 

2.2 Planungsgrundlagen 

o Lageplan des Vermessungsbüro Frank Sauder, 17033 Neubrandenburg 
vom 25.05.2016 (Lagesystem: ETRS89, Höhensystem: DHHN92) 
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einer Gesamtflä-

che von 11,6 ha ist im Plan im Maßstab 1:1.500 dargestellt. Er unterglie-

dert sich in drei Planteile.  

Planteil 1 mit einer Teilfläche von 6,6 ha umfasst die Flurstücke 158/22, 

226/16, 227/4 (teilweise) und  228/4 der Flur 2, Gemarkung Prenzlau.  

Planteil 2 mit einer Teilfläche von 3,1 ha schließt die Flurstücke 363 und 

425 (teilweise) ein. 

Planteil 3 mit einer Teilfläche von 1,9 ha beinhaltet die Flurstücke 387, 

389 und 391 der Flur 2, Gemarkung Prenzlau.  

 

 

4. Vorgaben aus übergeordneten Planungen  

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumord-

nung. Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete 

und zusammenfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Stadt Prenzlau ergeben sich die Ziele, 

Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden 

Rechtsgrundlagen: 
 

 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986), zu-

letzt geändert Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 

(BGBl. I S. 1474) 

 Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin–Brandenburg 

(LEP B-B) in Kraft getreten am 15. Mai 2009, aufgrund des Artikels 8 

Abs. 6 des Landesplanungsvertrags in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 10. Februar 2008 (GVBl. I S. 42)  

 Gesetz zu dem Staatsvertrag der Länder Berlin und Brandenburg 

über das Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und die 

Änderung des Landesplanungsvertrags vom 18. Dezember 2007 

(GVBl. I S. 235) 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen 

und Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist 

§ 4 Abs. 1 ROG.   

Nach § 3 Nr. 6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung 

und Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurte i-

len. In diesem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der Freiflä-

chen-Photovoltaikanlage, die Besonderheit des Standortes sowie die 

vorhersehbaren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen, die Raum-

bedeutsamkeit. 
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Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn in-

folge der Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über 

den unmittelbaren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raum-

beeinflussung). 

Die in den raumordnerischen Grundsätzen formulierten Standortprioritäten 

werden mit dem gewählten Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Be-

bauungsplans „Sondergebiet Photovoltaik Zuckerfabrik“ vollständig erfüllt.  

Gemäß dem LEPro 2007 § 2 Abs. 3 wird dem Ausbau neuer Wirtschaftsfe l-

der im ländlichen Raum eindeutig zugesprochen. Dazu zählt die europa-

weite und nationale Neuausrichtung auf die Erzeugung regenerativer Ener-

gien (Windenergie, Solarenergie, Biomasse).  

„Die Erschließung bzw. Stärkung neuer, zukunftsfähiger Wirtschaftsfelder 

trägt zur Diversifizierung der Erwerbsgrundlagen und somit zur Schaffung 

von Arbeitsplätzen auch außerhalb der Landwirtschaft bei. Zur Stabilisie-

rung der wirtschaftlichen Entwicklung und Vermeidung weiterer Abwande-

rung sollen die ländlichen Räume zu einem wissensbasierten Wirtschafts-

raum weiterentwickelt werden.“ (Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007) 

Die wesentlichen Wertschöpfungspotenziale der ländlichen Räume sollen 

zukunftsweisend durch „technologische Innovationen und daran anknüp-

fende Produktionspotenziale insbesondere in den Technologiebereichen der 

Energie […] erschlossen und weiterentwickelt werden“. (Begründung zu § 

2 zu (3); LEPro 2007) 

Gemäß dem LEP B-B 2009 wird hinsichtlich der Klimaschutzziele den er-

neuerbaren Energiearten (Windenergie, Biomasse, Solarenergie) eine be-

sondere energiesichernde und wirtschaftliche Bedeutung zugesprochen. 

Die Nachnutzung von Konversionsflächen stellt eine sinnvolle Alternative 

zur Inanspruchnahme von unbelasteten Freiräumen dar. „Insbesondere 

sollen großflächige Photovoltaikanlagen vorrangig auf geeigneten Konver-

sionsflächen errichtet werden.“ (4. Steuerung der Siedlungsentwicklung, 

4.4 (G), (2); LEP B-B 2009)  

Laut des Grundsatzes 6.9 des Landesentwicklungsplans Berlin-

Brandenburg sollen, um die Klimaschutzziele der Bundesregierung zu er-

reichen, erneuerbare Energien besonders entwickelt und gefördert werden. 

Das vorliegende Plangebiet umfasst eine wirtschaftliche Konversionsfläche.  

Gerade aufgrund der bereits bestehenden verkehrlichen Erschließung so-

wie der günstigen Topographie und des sogenannten Flächenrecyclings 

(kein zusätzlicher Landverbrauch) haben Konversionsflächen ein erhöhtes 

Nachnutzungspotenzial für die umwelt- und ressourcenschonende Art der 

dezentralen Stromerzeugung. 
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Flächennutzungsplanung 

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördeninternes Handlungspro-

gramm einer Gemeinde oder Stadt. Beispielsweise bildet der Fläche-

nnutzungsplan den rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungs-

gebot des § 8 Absatz 2 Satz 1 BauGB bestimmt ist. Die Stadt Prenzlau 

verfügt über einen genehmigten und wirksamen Flächennutzungsplan mit 

dem Stand vom 26.10.2001. Dieser weist den Geltungsbereich des Be-

bauungsplans als gewerbliche Baufläche aus. Die Ausweisung als sonstiges 

Sondergebiet „Energiegewinnung auf Basis solarer Strahlungsenergie“ ist 

daraus nicht zu entwickeln. Aus diesem Grund wird im Parallelverfahren 

gemäß § 8 Abs. 3 BauGB die 6. Änderung des Flächennutzungsplans der 

Stadt Prenzlau eingeleitet. 

 

5. Beschaffenheit des Plangebietes 

Der Planungsraum erstreckt sich im Nordwesten der Stadt Prenzlau auf die 

nach Nutzungsaufgabe der Zuckerfabrik überwiegend ungenutzten und zu-

nehmend ruderalisierten Teilflächen des aufgelassenen Zuckerfabrikgelän-

des. 

Der Planteil 1 westlich der Stettiner Straße und östlich der Triftstraße ist 

noch heute sehr stark anthropogen überprägt. Gut ein Drittel dieses Pla-

nungsraumes ist als versiegelt anzusehen.  

Die im Südosten angrenzenden Wohnnutzungen sind durch die benachbar-

ten gewerblichen Nutzungen eines Metallhandels und Containerdienstes 

bereits bisher nicht quantifizierten Störwirkungen durch betriebsbedingte 

Lärmimmissionen ausgesetzt. 

Auch die im Nordwesten bestehende Biogasanlage erzeugt Vorbelastun-

gen, die sich auf die Qualität des zu untersuchenden Natur- und Land-

schaftsraumes auswirken. 

Verschiedene Aufschüttungen und Abgrabungen gestalten den Planungs-

raum unübersichtlich.  

Insbesondere der Südwesten dieses Planteils erscheint auch aufgrund der 

hier ungestört fortschreitenden Ruderalisierung naturnäher. Aufgrund der 

fehlenden Bewirtschaftung hat sich ein artenarmer Bestand aus hochwüch-

sigen Gräsern und Brennnessel/Giersch-Staudenfluren gebildet.  

Zunehmend entwickelt sich ein Jungaufwuchs an Gehölzen. 

Ein Entwässerungsgraben im Süden des Plangebietes sowie ein Erdwall als 

westliche Grenze erschweren den Zugang und die Einsehbarkeit des Ge-

ländes. 
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Die Planteile 2 und 3 sind räumlich zwar durch die Triftstraße getrennt, 

gelten jedoch durch ihre inselartige Einbettung in verschiedenste gewerb-

liche Nutzungen als Rückzugsraum für Kleinsäuger und Brutvögel. 

Auch hier ist ein gewisser anthropogener Einfluss nicht übersehbar, denn 

Bodenablagerungen als Wall oder in Haufwerken strukturieren die Gelän-

deoberfläche deutlich sichtbar, obwohl das natürliche Relief als eben ein-

zuschätzen ist. 

Der Plangeltungsbereich wird insgesamt durch den Biotoptyp ruderale Pio-

nier-, Gras- und Staudenfluren beherrscht. Dabei dominieren die zwei- 

und mehrjährigen ruderalen Staudenfluren die zur Überbauung vorgesehe-

nen Baufelder.   

Unter anderem kommen folgende Arten vor: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Deckungsgrad an Gehölzen ist als unterentwickelt zu bewerten.  

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans unterliegt 

keinen Schutzgebietsausweisungen nach den §§ 23 (Naturschutzgebiet), 

24 (Nationalpark), 26 (Landschaftsschutzgebiet), 27 (Naturpark), 28 (Na-

turdenkmale) und 32 (Natura 2000) des Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG).  

Gesetzlich geschützte Biotope sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht 

betroffen. 
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6. Inhalt des Bebauungsplanes 

6.1 Städtebauliches Konzept  

Aufgabe des Bebauungsplanes ist es, eine städtebauliche Ordnung gemäß 

den in § 1 Abs. 3 und 5 BauGB aufgeführten Planungsleitsätzen zu ge-

währleisten. Im Sinne einer baulichen Verdichtung, zur Gewährleistung 

einer städtebaulichen Entwicklung und Ordnung sowie zur gestalterischen 

Einflussnahme ist es erforderlich, diese Ansprüche über eine Bebauungs-

planung festzuschreiben. 

Ziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes soll es sein, durch Festset-

zung eines sonstigen Sondergebietes „Energiegewinnung auf der Basis so-

larer Strahlungsenergie“ gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO die Realisierung 

einer Freiflächen-Photovoltaikanlage zur Erzeugung von umweltfreundli-

chem Solarstrom planungsrechtlich zu ermöglichen und zu sichern.  

Im Hinblick auf die rasante Entwicklung im Bereich der Erzeugung erneu-

erbarer Energien sind zukünftige technische Neuerungen der Solarnutzung 

zumindest langfristig nicht abschätzbar. 

Die städtebaulichen Vorgaben innerhalb des Bebauungsplanverfahrens be-

ziehen sich deshalb nicht auf maximale Leistungskennwerte oder die ge-

plante technische Ausgestaltung einzelner Module bzw. Anlagenteile, denn 

gewisse Entwicklungsspielräume sollen erhalten bleiben.  

Vielmehr berührt der Regelungsbedarf der Stadt die Begrenzung des Ma-

ßes der baulichen Nutzung unter Berücksichtigung der Empfindlichkeiten 

der Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen, Mensch und Gesundheit sowie 

Landschaftsbild.  

Die Anlagen sollen so konzipiert werden, dass sich die Baukörper in das 

Landschaftsbild einfügen und darüber hinaus keine erheblichen negativen 

Umweltauswirkungen erzeugen.  

In diesem Sinne sieht das Grünordnungskonzept die Entwicklung von na-

turnahen Sichtschutzhecken am jeweils östlichen Rand der Planteile 1 und 

2 vor, um mögliche Blendwirkungen auf die sich dort anschließenden 

Wohnnutzungen zu minimieren. Negative Beeinflussungen des Orts- und 

Landschaftsbildes werden damit so gering wie möglich gehalten.  

Die geplanten Investitionen stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit 

einer positiv zu erwartenden wirtschaftlichen Entwicklung des Stadtgebie-

tes und der Erfüllung der umweltpolitischen Vorgaben der Bundesregie-

rung zur Optimierung der Erzeugung von erneuerbaren Energien.  
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Das städtebauliche Konzept der Stadt Prenzlau sieht darüber hinaus eine 

nahezu vollständige Entsiegelung der Betonflächen im Planteil 1 vor. Wei-

terhin soll das Gelände so profiliert werden, dass oberflächig anfallende 

Niederschläge nicht weiter in Richtung der sich südöstlich anschließenden 

Wohngrundstücke abgeführt werden. 

Die Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen wird dann kurzfris-

tig den Regenwasserrückhalt im Plangebiet gewährleisten.  

Abschließend soll nach der Realisierungsphase des Solarparks das Gelände 

für Brutvögel, Kleinsäuger und Insekten frei zugänglich sein, so dass mit 

den geplanten Festsetzungen eine natur- und siedlungsverträgliche Nut-

zungsmischung aus der Erzeugung erneuerbarer Energien und der Schaf-

fung von Rückzugslebensräumen erreichbar wird. 

 

6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Stadt Prenzlau nutzt vorliegend die Möglichkeit, ein sonstiges Sonder-

gebiete gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO auszuweisen, denn die beabsichtigte 

Art der Nutzung mit der Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf der Ba-

sis solarer Strahlungsenergie“ wird durch die Definition der Baugebiete 

nach den §§ 2 - 10 BauNVO nicht gedeckt. 

Unter Berücksichtigung der technischen und wirtschaftlichen Standortbe-

dingungen einer Freiflächen-Photovoltaikanlage sind vielfältige Faktoren 

entscheidend für die Festlegung der Baufelder.  

Bei der geplanten Photovoltaikanlage handelt es sich um linienförmig an-

einandergereihte Module, die auf Gestellen je nach Böschungsneigung ge-

gen Süden platziert werden. Der Abstand zwischen den Modulreihen ist in 

Abhängigkeit des Geländes, zur Vermeidung gegenseitiger Beschattung 

und einer Ausrichtung für eine optimierte Sonneneinstrahlung variabel 

zwischen 2 und 3 m für die Module.  

Die Distanz der Module von der Geländeoberkante (GOK) variiert aufgrund 

ihrer Schrägstellung, der Exposition nach Süden und der Geländeform.  

Die Module werden zu Funktionseinheiten zusammengefasst. Zur Aufstän-

derung und optimierten Exposition der Module/Funktionseinheiten werden 

standardisierte, variabel fixierbare Gestelle eingesetzt.  

Die einzelnen Tische werden auf Leichtmetallpfosten montiert. Diese wer-

den in den unbefestigten Untergrund gerammt. Durch die sogenannten 

Rammfundamente ist eine nachhaltige Versiegelung des Bodens nicht not-

wendig.  

Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebün-

delt an die Zentralwechselrichter angeschlossen werden. 
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Die Abführung der erzeugten elektrischen Energie und die Einspeisung 

werden in Absprache mit dem zuständigen Energieversorgungsunterneh-

men gesondert vertraglich geregelt und sind entsprechend nicht Gegen-

stand des vorliegenden Bebauungsplans.  

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und 

die Höhe der baulichen Anlagen geregelt. Der erforderliche Flächenanteil 

des Baugrundstückes, der überbaut wird, richtet sich nach den Abmessun-

gen und der Anzahl der einzelnen Module sowie den nicht überbauten 

„verschatteten“ Zwischenräumen.  

Entsprechend wurde die Grundflächenzahl (GRZ) abweichend von der für 

sonstige Sondergebiete zur Verfügung stehenden Obergrenze auf 0,6 be-

grenzt. 

Im Sinne des Minimierungsgebotes der erforderlichen Eingriffe in das 

Schutzgut Boden wurde durch den Vorhabenträger eine Bauweise gewählt, 

die die maßgebenden Boden- und Lebensraumfunktionen auch unterhalb 

der Modultische weitestgehend nicht beeinträchtigt.  

Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil 

des Vorhabengrundstücks festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der bau-

lichen Nutzung realisiert werden darf.  

Zur Zahl der Vollgeschosse (Z) sind keine Festsetzungen erforderlich, weil 

die Höhe baulicher Anlagen (H) in Metern über DHHN zur Bestimmung des 

Maßes der baulichen Nutzung, insbesondere zur Vermeidung von unnöti-

gen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes innerhalb der Planzeichnung 

Teil A festgesetzt wird.  

Für die geplanten baulichen Anlagen wird nach derzeitigen Planungen des 

Vorhabenträgers eine maximale Höhe von 4,50 m über Geländeoberkante 

nicht überschritten.  

Weitere mögliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind 

nicht Gegenstand der Regelungsabsicht der Stadt Prenzlau. 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung auf der Basis solarer 

Strahlungsenergie“ (SO EBS) dient gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO 

der Errichtung und dem Betrieb von großflächigen 

Photovoltaikanlagen. Zulässig sind insbesondere Modultische mit So-

larmodulen sowie die für den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen, 

Trafostationen, Wechselrichterstationen, Verkabelungen, Wartungs-

flächen, Fahrwege und Zäune. 

2. Die festgesetzten Nutzungen sind nur insoweit zulässig, soweit sie 

durch den Durchführungsvertrag gedeckt sind (§ 9 Abs. 2 und § 12 

Abs. 3 a BauGB). 
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3. Abweichend von § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO darf die zulässige Grund-

flächenzahl nicht überschritten werden. 

4. Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf 4,50 m begrenzt. Als 

unterer Bezugspunkt gilt das anstehende Gelände in Metern über 

NHN (Deutsches Höhennetz 1992). 

 

6.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur            
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

 

Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft sind vorliegend nicht erforderlich. Für das 

Vorhaben sind keine Versiegelungen notwendig. Aufgrund der Beschaffen-

heit des Plangebietes ist davon auszugehen, dass vorhabenbedingt keine 

negative Beeinflussung des Planungsraumes eintritt. Über den Ausgleichs-

bezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde über § 9 Absatz 1 

Nr. 20 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische Maßnahmen bzw. 

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft festzusetzen.  

Folgende Festsetzung wurde getroffen: 

1. Innerhalb des Geltungsbereiches sind nicht bebaute Flächen durch 

Selbstbegrünung als naturnahe Wiese zu entwickeln. Die Mahd die-

ser Flächen ist unter Berücksichtigung avifaunistischer Anforderun-

gen und den speziellen Anforderungen von Offenlandbrütern nicht 

vor dem 15. August eines Jahres zulässig. Der Einsatz von Dünge- 

und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. 

2. Die mit A gekennzeichnete Fläche zum Schutz, zur Pflege und Ent-

wicklung von Boden, Natur und Landschaft sind als naturnahe Feld-

hecke zu entwickeln. Je 100 m² Pflanzfläche sind jeweils 10 Sträu-

cher der Arten Rosa rubiginosa, Rosa tomentosa, Rosa canina, 

Cornus sanguinea, Rhamnus catharticus, Corylus avellana in der 

Qualität 60/100, jeweils 5 Sträucher der Art Prunus spinosa in der 

Qualität 60/100 und 10 Sträucher der Art Crataegus monogyna in 

der Qualität 60/100 sowie 3 Heister der Art Malus sylvestris in der 

Qualität 150/175 anzupflanzen. 

3. Die mit B gekennzeichnete Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist als Baumreihe zu 

entwickeln. Dazu sind 25 heimische und standorttypische Laubbäu-

me in der Qualität dreimal verpflanzt mit einem Mindeststammum-

fang von 12 bis 14 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Weite-

re 13 heimische und standorttypische Laubbäume in der Qualität 

dreimal verpflanzt mit einem Mindeststammumfang von 12 bis 14 
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cm sind an der Nordgrenze des Planteils 2 in einem Pflanzabstand 

von mindestens 8 m zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

4. Die mit C gekennzeichnete Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist als Gehölzfläche zu 

erhalten. 

5. Innerhalb des sonstigen Sondergebietes „Energiegewinnung auf der 

Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) sind Maßnahmen zur 

Entwicklung des Erhaltungszustandes der lokalen Population der 

Zauneidechse umzusetzen. Dazu sind im Bereich der nicht überbau-

ten Grundstücksflächen mindestens 12 Zauneidechsenquartiere aus 

einer jeweils 40 cm dicken Sandschicht sowie einer darüber lagern-

den, zwei Meter hohen Aufschichtung Steinen und Totholzästen und 

Totholzwurzelstöcken in südostexponierter Lage mit einer jeweiligen 

Grundfläche von etwa 20 m² anzuordnen. 

 

6.4 Örtliche Bauvorschriften  

Die Gemeinden haben aufgrund der Ermächtigung, örtliche Bauvorschriften 

erlassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege tä-

tig zu werden.  

Die Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 81 Absatz 1 der 

Bauordnung des Landes Brandenburg gegeben. Für den vorliegenden Be-

bauungsplan werden keine örtlichen Bauvorschriften getroffen. 

 

 

6.5 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans 

eine Umweltprüfung durchzuführen. Das Ergebnis ist in dem Umweltbe-

richt, der ein gesonderter Teil der Begründung des Bebauungsplans ist, 

darzustellen.  

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öf-

fentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB und einer entsprechenden 

Abstimmung des Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung 

nach § 2 Absatz 4 BauGB erfolgt die Darstellung der Ergebnisse im Um-

weltbericht.  

Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beeinträcht i-

gungen der Umwelt sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. 

Das Vorhaben wird deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die 

Schutzgüter nach § 2a BauGB untersucht.  

  



 S e i t e  | 14 

Bearbeitungsstand: Dezember 2016                                                          vorhabenbezogener Bebauungsplan  
                                                                                                      „Sondergebiet Photovoltaik Zuckerfabrik“  

Begründung  
 

 

Aufgrund der Standortsituation und möglicher Umweltwirkungen des Vor-

habens wird insbesondere für das Schutzgut Tiere und Pflanzen ein erhöh-

ter Untersuchungsbedarf festgestellt.  

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens 

sind die Realisierung und der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage 

einschließlich der erforderlichen Nebenanlagen. 

Zur Eingrenzung des Beurteilungsraumes für die Bestandsaufnahme und 

Bewertung des Umweltzustandes wird unter Berücksichtigung der Vorbe-

lastungen des Plangebietes sowie der Störeinflüsse der angrenzenden Ge-

werbebetriebe daher der Geltungsbereich des Bebauungsplans als Grenze 

des Untersuchungsraumes gewählt.  

Zusammenfassend wurden folgende Konfliktschwerpunkte mit einem er-

höhten Untersuchungsbedarf festgestellt:  

1. Lärm, Staub sowie Schadstoffimmissionen während der Bauphase 

sind bezüglich des Schutzgutes Pflanzen und Tiere zu beurteilen.  

2. Flächeninanspruchnahme und Funktionsverlust aufgrund der 

Photovoltaikanlagen sind zu bewerten 

3. Die Wahrnehmbarkeit in Bezug auf das Landschaftsbild ist zu un-

tersuchen 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte im Sinne von § 44 Abs. 1  

BNatSchG soll insbesondere der Bestand an Brutvögeln und Reptilien er-

fasst und bewertet werden.  

Der zu erstellende artenschutzrechtliche Fachbeitrag wird sich auf diese 

Untersuchungsergebnisse stützen.  

Für alle weiteren Artengruppen erfolgt eine Potenzialabschätzung aufgrund 

der im Rahmen der Biotopkartierung ermittelten Biotope und Lebensräu-

me.  

 

6.6 Verkehr 

Für die geplante Freiflächenphotovoltaikanlage ist eine verkehrliche Er-

schließung ausschließlich in einem sehr begrenzten Umfang erforderlich.  

Der Planungsraum wird ausgehend von der Stettiner Straße und der Trift-

straße erschlossen.  

Für die Bauphase wird sich hier ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch 

Lieferfahrzeuge und Montagepersonal nicht vermeiden lassen. 

Innerhalb der Betriebsphase sind keine Einflüsse auf das bestehende Ver-

kehrsaufkommen zu erwarten. 
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7. Immissionsschutz 

Blendwirkungen 

Bei der Produktion von Strom durch eine Fotovoltaik-Freiflächenanlage 

werden Transmission und die Absorption der Sonnenstrahlung technisch 

verstärkt. Die Reflektion wird dabei so gering wie möglich gehalten. Nach 

dem derzeitigen Stand der Wissenschaft treten relevante Reflexionen und 

Blendwirkungen nur bei fest montierten Modulen in den Morgen- bzw. 

Abendstunden auf. Der Einwirkungsbereich ist auf die im Südosten und 

Südwesten angrenzende Flächen begrenzt.  

Bei Entfernungen zu den Modulen über 100 m sind die Einwirkungszeiten 

gering und beschränken sich auf wenige Tage im Jahr.1 

Bei tief stehender Sonne können Reflexblendungen östlich und westlich 

der Anlage auftreten. Durch die dann ebenfalls (in Blickrichtung) tief ste-

hende Sonne werden diese Störungen jedoch relativiert, da die Reflexbin-

dung der Module unter Umständen von der Direktblendung der Sonne 

überlagert wird.  

„Schon in kurzer Entfernung (wenige Dezimeter) von den Modulreihen ist 

bedingt durch die stark Licht streuende Eigenschaft der Module nicht mehr 

mit Blendungen zu rechnen. Auf den Oberflächen sind dann nur noch helle 

Flächen zu erkennen, die keine Beeinträchtigung für das menschliche 

Wohlbefinden darstellen.“    

Die Module sind in ihrer Oberfläche und Ausrichtung unabhängig davon so 

zu gestalten, dass keine Blendwirkungen an bestehenden Wegen und 

Wohngebäuden hervorgerufen werden. 
 

Betriebliche sonstige Immissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist nicht vorgesehen. 

 
 

8. Wirtschaftliche Infrastruktur 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Kabel unterirdisch verlegt, so 

dass es nicht zu Konflikten mit der Flächennutzung kommt.  

Ein Anschluss an das Wasserver- und Abwasserentsorgungsnetz ist nicht 

erforderlich. 

                                                 
1 R. BORGMANN, Bayerisches Landesamt für Umwelt, Blendwirkungen durch Photovoltaikanlagen 
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Weitere Ver- und Entsorgungsmedien sind innerhalb des Geltungsberei-

ches nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen.  

 

8.2 Gewässer 

Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich keine natürlichen Oberflä-

chengewässer.  

Anfallendes Niederschlagswasser soll auf der Vorhabenfläche versickern. 

Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser ist nicht zu befürchten, 

denn mit dem Vorhaben werden keine Stoffe freigesetzt, die die Qualität 

von Grund- und Oberflächenwasser beeinträchtigen können.  

 

8.3 Telekommunikation 

Nach derzeitigem Kenntnisstand befinden sich keine Telekommunikations-

linien (TK-Linien) der Telekom innerhalb des Planbereichs.  

 

8.4 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass so-

wohl von den Baustellen als auch von den fertigen Objekten eine vollstän-

dige geordnete Abfallentsorgung erfolgen kann. Bei der Baudurchführung 

ist durchzusetzen, dass der im Rahmen des Baugeschehens anfallende Bo-

denaushub einer geordneten Wiederverwendung gemäß den Technischen 

Regeln der Mitteilungen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) zu-

geführt wird.  

Sollten während der Bauarbeiten erhebliche organoleptische Auffälligkeiten 

im Baugrund festgestellt werden, so ist gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz 

die untere Bodenschutzbehörde zu verständigen. 

 

8.5 Brandschutz 

Die Gefahr des Entzündens der Module sowie der Gestelle besteht nicht. 

Mit den geplanten Baumaterialien ist die Wahrscheinlichkeit eines Brand-

falls sehr gering. Dennoch sind Störfälle durch Kurzschluss nicht vollstän-

dig auszuschließen. 

Innerhalb des Trafos befindet sich Öl, von dem im Hinblick auf eine mögl i-

che Entzündung eine Brandgefahr ausgehen kann.  
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Die Brandlast der übrigen in der Wechselrichter-/Trafostation eingebauten 

Anlagenteile (Wechselrichter etc.) ist gering, so dass für diese Anlagente i-

le von einer insgesamt geringen Brandintensität auszugehen ist, hierdurch 

ist die Ausbreitung eines potenziellen Brandes nach außen auf die Freiflä-

che nicht zu erwarten.  

Bei der Durchführung der geplanten Baumaßnahme ist jederzeit eine Zu-

fahrt, insbesondere für Fahrzeuge der Feuerwehr und des Rettungsdiens-

tes zum Baugrundstück zu gewährleisten. 

Im Falle eines Brandes kann die Station somit kontrolliert abbrennen, oh-

ne dass ein Übergreifen der Flammen auf die Freifläche zu erwarten ist.  

Die örtliche Feuerwehr kann auf Wunsch mit Fertigstellung der Anlage mit 

den Anlagenbestandteilen vertraut gemacht und in die Örtlichkeit sowie 

die für eine Brandbekämpfung relevanten Bestandteile der Anlage einge-

wiesen werden. Allerdings erfolgt die Brandbekämpfung keinesfalls mit 

Löschwasser, so dass entsprechend die Vorhaltung eines Löschwasservor-

rats nicht erforderlich ist. 

Von öffentlichen Verkehrsflächen wird insbesondere für die Feuerwehr ein 

geradliniger Zu- oder Durchgang zu rückwärtigen baulichen Anlagen ge-

schaffen.  

 

9. Denkmalschutz 

9.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale, die als 

Denkmal im Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Brandenburg  

eingetragen und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten sind.  

 

9.2 Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich des Vorhabens keine 

Bodendenkmale oder Verdachtsflächen bekannt. 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen 

entdeckt werden, ist gemäß § 11 BbgDSchG (GVBl.I/04, [Nr. 09], S.215) 

die Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fund-

stelle bis zum Eintreffen des Landesamtes für Bodendenkmalpflege oder 

dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich 

hierfür sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer 

sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflich-

tung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
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10. Umsetzung des Bebauungsplans 

Hinweise 

Bauliche Anlagen haben einen Abstand von 2 m zu den Leitungen und Ka-

beln einzuhalten. Überbauungen und Überpflanzungen sind der Leitungen 

sind nicht gestattet. Der Zugang zu den Leitungen und Kabeln muss für 

Wartungsarbeiten etc. jederzeit möglich sein. Notwendige Umlegungen 

von Leitungen und Kabeln gehen zu Lasten des Verursachers. 

 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen 

entdeckt werden, ist gemäß § 11 BbgDSchG (GVBl.I/04, [Nr. 09], S.215) 

die Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fund-

stelle bis zum Eintreffen des Landesamtes für Bodendenkmalpflege oder 

dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich 

hierfür sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer 

sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflich-

tung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 

 

Kosten 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich im Rahmen des Durchführungsver-

trags zur Übernahme sämtlicher Planungskosten sowie zur Vorlage und 

Abstimmung eines Vorhaben- und Erschließungsplans mit der Stadt Prenz-

lau gemäß § 12 Absatz 1 BauGB. Negative finanzielle Auswirkungen sind 

für die Stadt Prenzlau damit nicht vorhersehbar. 


